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ZUSAMMENFASSUNG

 
Diese Vernehmlassungsvorlage soll gemäss dem Schlussbericht der Arbeitsgruppe 

betreffend die obligatorische Unfallversicherung in Liechtenstein  vom 13. August 

2001 und der Stellungnahme der Regierung vom 18. Dezember 2001 die festge-

stellten Mängel im System der obligatorischen Unfallversicherung in Liechtenstein 

beheben und die wesentlichen neuen Bestimmungen des Unfallversiche-

rungsgesetzes in der Schweiz in das geltende liechtensteinische Recht übernehmen.  

Der vorliegende Gesetzesentwurf beinhaltet die Anpassung der Zulassungsregeln 

für Versicherer und die Regelungen betreffend die Beendigung der Ge-

schäftstätigkeit. Er enthält zudem konkrete Finanzierungsregelungen und Be-

stimmungen zur Festlegung des Prämientarifs, welche bisher im Vertrag zur 

Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung (Durchführungsvertrag; 

DV) vom 11. September 1986 zu finden waren. Damit wird der Durchführungsver-

trag hinfällig und wird von der Regierung ordnungsgemäss zu kündigen sein.  

Es hat sich während der Erstellung des Vernehmlassungsvorlage gezeigt, dass die 

geltenden Bestimmungen für den Fall, dass ein Versicherer den Vertrag zur 

Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung (Durchführungsvertrag) 

kündigt, unklar sind und Raum für Rechtsinterpretationen zulassen. In der Ver-

nehmlassungsvorlage regelt Art. 58 diesen Sachverhalt klar und unmissverständ-

lich. Um hier die notwendige Rechtsicherheit umgehend zu erreichen, hat die Re-

gierung sich entschlossen, die Bestimmungen des Art. 58 Abs. 2 bis 5 herauszulö-

sen und als Art. 58a  mit Bericht und Antrag dem Landtag bereits  im September 

2005 zu unterbreiten. Art. 58 Abs. 2 bis 5 bleiben aber  unverändert in der Ver-

nehmlassungsvorlage enthalten. Da diese Bestimmungen und die ganze Vorlage in 

der eigens hierfür geschaffenen Arbeitsgruppe unter anderem mit den Vertretern 

der Versicherer erarbeitet wurden, erscheint dieses Vorgehen als gerechtfertigt, 

um die nötige Rechtssicherheit für den Fall eines freiwilligen Kündigung des 

Durchführungsvertrages umgehend zu schaffen. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf verfolgt das Ziel, für die Versicherer das System 

der obligatorischen Unfallversicherung in Liechtenstein attraktiv und abwick-

lungsfreundlich, für den Versicherten den bewährten obligatorischen Unfall-
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versicherungsschutz und für die Betriebe die Wahlfreiheit unter den Versicherern 

zu erhalten. Die Gesetzesanpassung entspricht den Interessen aller Beteiligten.     

ZUSTÄNDIGES RESSORT

 

Ressort Wirtschaft 

BETROFFENE AMTSSTELLE

 

Amt für Volkswirtschaft 
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Vaduz, 9. August 2005 

RA 2005/1864-6371  

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die Regierung gestattet sich, den interessierten Kreisen nachstehenden Vernehm-

lassungsbericht betreffend die Teilrevision des Gesetzes über die obligatorische 

Unfallversicherung zu unterbreiten: 

I. VERNEHMLASSUNGSBERICHT

 

1. AUSGANGSLAGE

 

1.1   Die heutige Regelung der obligatorischen Unfallversicherung 

Das geltende Gesetz über die obligatorische Unfallversicherung stammt aus dem 

Jahr 19891. Es lehnt sich sehr eng an das schweizerische Bundesgesetz über die 

Unfallversicherung vom 20. März 1981 (UVG) an. Wichtige Grundsätze des 

schweizerischen Unfallversicherungsgesetzes, insbesondere solche zur Durchfüh-

rung und Finanzierung der Unfallversicherung, waren in Liechtenstein bereits im 

Vertrag betreffend die Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung im 

                                                

 

1 LGBl. 1990 Nr. 46 
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Fürstentum Liechtenstein (Durchführungsvertrag) vom 11. September 1986 zwi-

schen der Regierung und der Vertragsgesellschaft vereinbart worden. Dabei han-

delt es sich durchwegs um Versicherer, welche in der Schweiz neben der SUVA 

die obligatorische Unfallversicherung durchführen. 

Der bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits bestehende Durchführungsvertrag hatte 

zur Folge, dass in das Gesetz über die Unfallversicherung keine Regelung für das 

Finanzierungsverfahren aufgenommen worden ist, sondern Art. 78 des Gesetzes 

einfach auf den Durchführungsvertrag verwies. Der Durchführungsvertrag ist nach 

dem Erlass des Gesetzes unverändert weitergeführt und bis heute nie revidiert 

worden. Das Finanzierungsverfahren der obligatorischen Unfallversicherung in 

Liechtenstein ist jenem der obligatorischen Unfallversicherung in der Schweiz 

nachgebildet; es enthält aber mit der Einrichtung von zweckgebundenen Fonds 

(Katastrophen-Fonds, Tarifausgleichs-Fonds, Teuerungsausgleichs-Fonds) und der 

Festlegung der Prämien für die Dauer von drei Jahren spezielle Regelungen. 

1.2  Überprüfung der obligatorischen Unfallversicherung in den Jahren 

2000 – 2001 

Im Juli 2000 hat die damalige Regierung eine Arbeitsgruppe zur Überprüfung des 

gegenwärtigen Systems der obligatorischen Unfallversicherung im Fürstentum 

Liechtenstein mit dem Auftrag eingesetzt, das bestehende System der obligatori-

schen Unfallversicherung zu überprüfen und Verbesserungsmöglichkeiten vorzu-

schlagen. Die Arbeitsgruppe setzte sich im Wesentlichen aus den Mitgliedern der 

zuständigen Kommission für die obligatorische Unfallversicherung zusammen und 

wurde vom Amt für Volkswirtschaft geleitet. Die Arbeitsgruppe hat der Regierung 

mit Datum vom 13. August 2001 ihren Schlussbericht unterbreitet.  
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Die Arbeitsgruppe hat im geltenden System folgende Mängel festgestellt: 

- Die Tarifberechnung für eine 3-Jahresperiode führt zu grossen Tarif-

schwankungen. Tarifanpassungen müssen mit relativ alten Zahlen berech-

net werden. Der neue Tarif wird auf Rechnungsergebnissen berechnet, wel-

che bei Inkrafttreten des Tarifs zwei bis drei Jahre zurückliegen. 

- Die Betriebsrechnung ergibt keine vollständige Auskunft über die finan-

zielle Situation der obligatorischen Unfallversicherung. Es fehlt eine von 

den Versicherungsgesellschaften jährlich zu erstellende versicherungstech-

nische Bilanz, die insbesondere detailliert Auskunft gibt über die De-

ckungskapitalien der laufenden Renten sowie die verwendeten Rechnungs-

grundlagen.  

- Das System der Berichterstattung der Versicherer an die Aufsichtsbehörde 

ist zu statisch (relativ späte Rechnungsablage für das Vorjahr). Die Bericht-

erstattung sollte verbessert werden und sich nicht nur auf die Vorlage der 

Jahresrechnung beziehen. 

- Der heutige Ausgleichsmechanismus erschwert die Transparenz im System 

und ermöglicht den Gesellschaften, das Versicherungsrisiko bei der Ge-

meinschaft der Versicherten zu belassen (Möglichkeit von künftigen Prä-

mienzuschlägen für entstandene Deckungslücken) und dieses gestützt auf 

die Regelung bei Beendigung des Vertrages letztlich auf das Land zu über-

tragen. Die obligatorische Unfallversicherung wird also nicht nach dem 

klassischen Versicherungsprinzip durchgeführt. 

- Der geltende Prämientarif ist kompliziert, er begünstigt die Intransparenz in 

der Prämienpolitik der Versicherer. 

- Die Definition des versicherten Verdienstes entspricht nicht jenem der Ge-

setzgebung zur AHV. Dies erschwert den Betrieben die Abrechnung. 
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Die Arbeitsgruppe ist aber auch zum Schluss gelangt, dass die folgenden Grund-

sätze des heutigen Systems beibehalten werden sollen: 

- Das Versicherungsobligatorium für Arbeitnehmer; 

- Der Einschluss von Betriebsunfällen, Berufskrankheiten und Nichtbe-

triebsunfällen in ein und derselben Versicherung; 

- Die einheitliche Umschreibung des Leistungsumfanges im Gesetz; 

- Die Durchführung der Versicherung durch eine offene Zahl von privaten 

Versicherungseinrichtungen mit der Möglichkeit für die Betriebe, zwischen 

mehreren zugelassenen Versicherern wählen zu können (keine Einführung 

einer staatlichen Versicherungsanstalt und keine Erteilung eines gesetzli-

chen Monopols an einen privaten Versicherer). 

Gestützt auf diese Feststellungen hat die Arbeitsgruppe drei Varianten näher ge-

prüft: 

Variante 1

 

Stärkere Öffnung für EWR-Gesellschaften mit dem Ziel, den Wettbewerb zwi-

schen den Versicherern zu verstärken. Das System der obligatorischen Unfallver-

sicherung dürfte sich dabei nicht mehr im gleichen Masse wie heute an jenes in der 

Schweiz anlehnen. Den Gesellschaften müsste erlaubt sein, die Finanzierungsrege-

lungen und die Prämienberechnung jeweils nach den Grundsätzen durchzuführen, 

welche nach den Aufsichtsbestimmungen des Sitzstaates zulässig sind. Aufgege-

ben werden müsste dabei der bisherige Rechnungsausgleich zwischen den Gesell-

schaften durch das geschlossene Finanzierungssystem. Zu prüfen wäre, ob anstelle 

des geschlossenen Systems eine gemeinsame Rückversicherung für grosse Risiken 

vorzuschreiben wäre. 

Diese Variante fand innerhalb der Arbeitsgruppe keine Unterstützung. 
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Variante 2

 
Konsequente Anwendung des Versicherungsprinzips mit dem Ziel, dass die Versi-

cherer keine Nachfinanzierung für eingetretene Risiken mehr vornehmen können. 

Die Teuerungszulagen und der Sterblichkeitstrend müssten für die gesamte Dauer 

einer Rente zum voraus durch entsprechende Kapitalrückstellungen finanziert 

werden. Der heutige Rechnungsausgleich zwischen den Versicherern im geschlos-

senen System würde aufgegeben. Als Ersatz müsste die Möglichkeit von Risiko-

gemeinschaften für Klein- und Mittelbetriebe oder die Einführung einer Rückver-

sicherung für grosse Risiken geprüft werden. Für Rentenfälle, die unter der heute 

geltenden Regelung eingetreten sind, müssten in einer Übergangsregelung die 

Rückstellungen durch eine einmalige Nachfinanzierung verstärkt werden (ge-

schätzter Bedarf etwa eine Jahresprämie). 

Diese Variante ist in der Arbeitsgruppe von der Gewerbe- und Wirtschaftskammer 

sowie von der Liechtensteinischen Industrie- und Handelskammer unterstützt wor-

den. 

Variante 3

 

Grundsätzliche Beibehaltung des geltenden Systems der obligatorischen Unfall-

versicherung und Revision des Gesetzes unter Berücksichtigung der von der Ar-

beitsgruppe festgestellten Mängel. 

Diese Variante ist in der Arbeitsgruppe vom Liechtensteinischen Arbeitnehmer-

verband und von der Liechtensteinischen Treuhändervereinigung unterstützt wor-

den. Das Amt für Volkswirtschaft hat ebenfalls dieser Variante den Vorzug gege-

ben. 
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1.3 Stellungnahme der Regierung zum Bericht der Arbeitsgruppe und 

Ausarbeitung einer Revisionsvorlage 

Die Regierung hat am 18. Dezember 2001 den Schlussbericht der Arbeitsgruppe 

zur Kenntnis genommen. Gleichzeitig wurde das Amt für Volkswirtschaft beauf-

tragt, einen Vorschlag zur Behebung der bei der Überprüfung der obligatorischen 

Unfallversicherung festgestellten Mängel vorzulegen. Die Regierung hat sich da-

mit für ein Vorgehen nach der Variante 3 der Arbeitsgruppe entschieden. Sie hat 

das Amt für Volkswirtschaft im Weiteren beauftragt, für die Ausarbeitung einer 

Revisionsvorlage auch die geschäftsführende Gesellschaft, nämlich die Zürich-

Versicherungsgesellschaft, beizuziehen.  

Die weitere Ausarbeitung der Revisionsvorlage konnte wegen der ebenfalls im 

Dezember 2001 von der Regierung beschlossenen Überprüfung des Systems des 

Gesundheitswesens vorerst nicht mehr prioritär behandelt werden. Nach dem Ab-

schluss der Arbeiten zur Revision des Krankenversicherungsgesetzes und zum 

Erlass eines Ärztegesetzes (beide Gesetze sind am 1.1.2004 in Kraft getreten) sind 

die Arbeiten zur Revision der obligatorischen Unfallversicherung wieder aufge-

nommen worden. Das Amt für Volkswirtschaft hat dazu zwei externe Experten 

beigezogen, nämlich für die versicherungstechnischen Fragen Herrn Dr. phil. René 

Irniger, VTB GmhH, Reinach BL, und für Fragen der Gesetzgebung Herrn Dr. iur. 

Markus Moser, selbständiger Berater im Gesundheitswesen, Niederwangen b. 

Bern. Der hier zur Vernehmlassung unterbreitete Entwurf ist zudem in enger Zu-

sammenarbeit mit Vertretern der geschäftsführenden Gesellschaft und einer zwei-

ten an der Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung beteiligten Ge-

sellschaft ausgearbeitet und mit den Mitgliedern der Kommission zur obligatori-

schen Unfallversicherung in Liechtenstein am 10. Mai 2005 besprochen worden. 

Die Mitglieder der Kommission waren auch eingeladen, sozusagen in einer Art 

Vorvernehmlassung, Stellungnahmen abzugeben, welche, soweit eingegangen, 

auch besprochen wurden. Zur praktischen Durchführung der Teilrevision sind 
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noch Anpassungen und Ergänzungen in der Verordnung zum Gesetz über die obli-

gatorische Unfallversicherung notwendig, welche derzeit ausgearbeitet werden.  

1.4  Statistische Angaben zur obligatorischen Unfallversicherung  

Die Zahl der Versicherer, welche die obligatorische Unfallversicherung durch-

führen, hat sich in den letzten Jahren kaum bewegt. Sie steht im Jahre 2004 bei 10 

Gesellschaften, im Gegensatz zu 13 Gesellschaften z.B. im Jahr 1995. Abnahmen 

kamen bisher jeweils durch Fusionen zustande.  

Die in den folgenden Tabellen gezeigten Angaben beziehen sich auf die gesamte 

obligatorischen Unfallversicherung, also sowohl auf die obligatorische Versiche-

rung von Berufs- und Nichtberufsunfällen als auch auf die freiwillige Versiche-

rung. Die Rechnungslegung der Versicherer zum Jahr 2004 findet erst im Sommer 

2005 statt, deshalb können keine neueren Angaben als jene zu 2003 gezeigt wer-

den. 

Die Anzahl versicherte Betriebe, die zugehörige Lohnsumme sowie die Anzahl 

der gemeldeten Unfälle entwickelten sich in den einzelnen Geschäftsjahren wie 

folgt.  

 

2000

 

2001

 

2002

 

2003

 

Anzahl Betriebe 2’937

 

3’020

 

3’079

 

3’134

 

Versicherte Lohnsumme in CHF Mio. 1’599

 

1’696

 

1’769

 

1’771

 

Anzahl Unfälle 5’756

 

5’824

 

6’141

 

6’394

 

Davon: 

    

- Invaliditätsfälle 49

 

19

 

31

 

33

 

- Todesfälle 4

 

2

 

4

 

1
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Die Einnahmen und Ausgaben der letzten Jahre haben folgenden Verlauf ge-

nommen: 

(in CHF Mio.) 2000

 

2001

 

2002

 

2003

 

Einnahmen     

Prämien 26.407

 

40.443

 

42.220

 

41.156

 

Übrige Einnahmen 4.759

 

3.868

 

4.563

 

5.072

 

Gesamte Einnahmen 31.165

 

44.311

 

46.783

 

46.228

 

Aufwand 

    

Versicherungsleistungen 32.137

 

23.299

 

38.762

 

39.742

 

Übrige Aufwände 5.612

 

6.833

 

7.100

 

6.606

 

Gesamter Aufwand 37.749

 

30.132

 

45.862

 

46.348

 

Resultat -6.584

 

14.179

 

0.921

 

-0.119

  

Die „Übrigen Einnahmen“ fassen die Kapitalerträge und die Regresseinahmen 

zusammen. Unter „Versicherungsleistungen“ stehen die Leistungen im engeren 

Sinne wie auch der Aufwand für Teuerungszulagen und die Einlage in den Katast-

rophenfonds. Unter „Übrige Aufwände“ sind die Verwaltungskosten der Versiche-

rer und die Prämiensteuer aufgeführt.  

Das unbefriedigende Resultat der Tarifperiode 1998 - 2000 resultierte in einer 

Prämienerhöhung auf das Jahr 2001. Diese, und die deutlich kleinere Anzahl ge-

meldeter Invaliditätsfälle, ergab im Jahre 2001 ein einmalig hohes positives Re-

sultat. Im Jahre 2002 und 2003 bewegten sich die Resultate dann wieder im Be-

reich der Erwartungen. Zum Jahr 2004 können heute noch keine Angaben gemacht 

werden. Immerhin sei erwähnt, dass auf den 1. Januar 2004 ein revidierter und 

wesentlich tieferer Tarif in Kraft getreten ist. 
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Die Rückstellungen, Reserven und Fonds erreichten nachstehende Beträge: 

(in CHF Mio.) 2000

 
2001

 
2002

 
2003

 

Technische Rückstellungen 109.298

 

112.177

 

127.671

 

141.443

 

Fonds 

    

Teuerungsausgleichsfonds 1.752

 

2.865

 

3.848

 

4.613

 

Katastrophenfonds 4.225

 

4.905

 

5.620

 

6.347

 

Tarifausgleichsfonds -5.733

 

11.739

 

12.246

 

11.937

 

Gesamte Fondsbestände 0.245

 

19.509

 

21.714

 

22.898

 

Total Rückstellungen und Fonds 109.543

 

131.686

 

149.385

 

164.341

 

Die versicherungstechnischen Rückstellungen fassen die so genannten Schaden-

rückstellungen für die kurz- und langfristigen Leistungen sowie die Deckungska-

pitalien für Renten zusammen. Letztere belaufen sich im Jahre 2003 auf ca. 50 % 

der gesamten versicherungstechnischen Rückstellungen.  

Für die Fonds schlägt die vorliegende Gesetzesrevision eine Bereinigung vor. So 

sollen die Bestände der Katastrophen- und Tarifausgleichsfonds in den Teuerungs-

ausgleichsfonds überführt werden. Auf diese Weise kann verhindert werden, dass 

die Teuerungszulagen mit weiter ansteigenden Prämienzuschlägen finanziert wer-

den müssen. 

2. SCHWERPUNKTE DER VERNEHMLASSUNGSVORLAGE

 

2.1 Teilrevision unter Beibehaltung des bisherigen Systems der 

obligatorischen Unfallversicherung  

Die Grundzüge des heutigen Systems der obligatorischen Unfallversicherung wer-

den beibehalten. Die Unfallversicherung bleibt somit für alle Arbeitnehmer in 



13  

Liechtenstein obligatorisch. Die Versicherung umfasst sowohl Berufsunfälle und 

Berufskrankheiten als auch Nichtberufsunfälle (Freizeitunfälle). Im Weiteren 

bleibt auch die Möglichkeit der freiwilligen Versicherung für Selbständigerwer-

bende bestehen. Das geltende System der Leistungen, also die Übernahme der me-

dizinischen Behandlung nach Unfällen, die Deckung einer vorübergehenden Ar-

beitsunfähigkeit durch Taggelder und die Ausrichtung von Renten bei Tod und 

Invalidität wird im Grundsatz unverändert weitergeführt. Die Versicherung soll 

wie bisher zwar durch eine offene Anzahl von privaten Versicherungsgesellschaf-

ten, aber gestützt auf einen für alle Gesellschaften geltenden Prämientarif durchge-

führt werden. 

Das System der obligatorischen Unfallversicherung wird sich damit weiterhin an 

das in der Schweiz geltende System der obligatorischen Unfallversicherung anleh-

nen. Dies hat den Vorteil, dass Versicherungsunternehmen, welche in der Schweiz 

die obligatorische Unfallversicherung durchführen, ohne grosse Umstellungen 

auch die obligatorische Unfallversicherung in Liechtenstein durchführen können. 

Im Weiteren können so für die Festlegung der Prämientarife auch die ver-

sicherungstechnischen Grundlagen aus der Schweiz beigezogen werden. Diese 

Vorteile dürfen nicht unterschätzt werden. Je mehr das liechtensteinische System 

der obligatorischen Unfallversicherung Sonderlösungen enthält, desto grösser wird 

der Aufwand für die Versicherer bei der Durchführung und desto mehr kann das 

Interesse der Versicherer abnehmen, sich an der Durchführung der obligatorischen 

Unfallversicherung in Liechtenstein zu beteiligen. Dies hat sich nicht zuletzt auch 

im Zusammenhang mit dem freiwilligen Rückzug eines Versicherers bei der 

Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung gezeigt. 

Bei der Ausarbeitung des Entwurfs für die Teilrevision des Gesetzes ist deshalb 

auch darauf geachtet worden, die Unterschiede zum schweizerischen Unfallversi-

cherungsgesetz möglichst klein zu halten. Der Entwurf berücksichtigt dann auch 

Änderungen des schweizerischen Unfallversicherungsgesetzes, welche dort in der 
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Zwischenzeit vorgenommen worden sind (vgl.

 
Art. 13, 16 Abs. 3, 18 Abs. 1, 24 

Abs. 1, Art. 34 Abs. 2 und 3, 37 Abs. 2 des Entwurfes). Der Entwurf enthält aber 

weiterhin spezifische Regelungen, insbesondere im Bereich der Finanzierung der 

Versicherung (vgl. Art. 78 UVG).  

Zudem soll das Gesetz über die obligatorische Unfallversicherung auch an die in-

zwischen erfolgte Revision des Krankenversicherungsgesetzes angepasst werden 

(vgl. Art. 54a, 89a und 89b des Entwurfs). 

Die von der Arbeitsgruppe festgestellten Mängel beziehen sich zur Hauptsache auf 

das Finanzierungsverfahren. Darauf wird unter Ziffer 2.3. näher eingegangen. Ei-

nige der von der Arbeitsgruppe festgestellten Mängel beziehen sich auf Regelun-

gen in der Verordnung, beziehungsweise auf die konkrete Praxis in der Durchfüh-

rung. Auf diese kann im Gesetzesentwurf nicht ausdrücklich eingegangen werden. 

Es handelt sich um die folgenden Punkte: 

- Ausgestaltung der Betriebsrechnungen und der Berichterstattung: Die ge-

setzliche Grundlage dazu findet sich in Art. 77 des Gesetzes. Diese kann so 

belassen werden. In der Verordnung werden dazu Ausführungsbestim-

mungen zu erlassen sein. Auch diese werden sich in erster Linie an den ent-

sprechenden Bestimmungen in der Schweiz orientieren. 

- Aufbau des Prämientarifs: Der Prämientarif wird gestützt auf einen Antrag 

der Versicherer durch die Regierung festgelegt (vgl. Art. 80 des Entwurfs). 

Dies bezieht sich auch auf den Aufbau des Prämientarifs in Klassen und 

Stufen. Die Versicherer haben dazu aber bereits darauf hingewiesen, dass 

die Übernahme der Tarifstruktur in der Schweiz Vorteile bietet, insbeson-

dere bezüglich der Berücksichtigung von Risikostatistiken aus der Schweiz. 

- Gleiche Umschreibung des versicherten Verdienstes in der obligatorischen 

Unfallversicherung und des AHV-pflichtigen Lohnes: Hier weisen die Ver-

sicherer darauf hin, dass zwar geringe Abweichungen bestehen, dass die 
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Unterschiede aber auf eine unterschiedliche Umschreibung der Versiche-

rungspflicht zurückzuführen sind und deshalb beibehalten werden müssen.  

2.2 Organisation und Durchführung 

Die geltenden Bestimmungen über die Zulassung von Versicherern zur Durchfüh-

rung der obligatorischen Unfallversicherung in Liechtenstein sind nicht mehr 

EWR-konform, indem die Zulassung von einem Bedarf abhängig gemacht werden 

kann und ein im Inland wohnhafter Liechtensteiner mit der Vertretung des Versi-

cherungsunternehmens betraut werden muss. Zudem sind auch die Bestimmungen 

über die Hinterlegung von Kautionen überholt, nachdem am 1. Januar 1996 das 

neue Versicherungsgsaufsichtsgesetz vom 6. Dezember 19952 in Kraft getreten ist. 

Diesem Gesetz sind ausdrücklich auch die Versicherungsunternehmungen unter-

stellt, welche die obligatorischen Unfallversicherung durchführen (vgl. Art. 9 Ver-

sAG). Im Zusammenhang mit dem bereits erwähnten Rückzug eines Versicherers 

von der Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung hat sich zudem ge-

zeigt, dass die Bestimmungen des Durchführungsvertrages mit Bezug auf die Be-

endigung der Geschäftstätigkeit eines Versicherers im Bereich der obligatorischen 

Unfallversicherung nicht mit dem Versicherungsaufsichtsgesetz abgestimmt sind. 

Die Teilrevision sieht deshalb vor, die Bestimmungen über die Zulassung zur obli-

gatorischen Unfallversicherung und den Verzicht auf diese Zulassung vollständig 

neu zu fassen (vgl. Art. 57 und 58). 

Die Bestimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes gehen nach Auffassung 

der Regierung bereits heute als neueres Recht den dazu in Widerspruch stehenden 

Bestimmungen des Gesetzes über die obligatorische Unfallversicherung und des 

Durchführungsvertrages vor. 

                                                

 

2 LGBl. 1996 Nr. 23 
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2.3 Finanzierungsverfahren und Prämientarif 

Das Finanzierungsverfahren der obligatorischen Unfallversicherung ist wie er-

wähnt heute im Durchführungsvertrag geregelt. Diese für das System der obligato-

rischen Unfallversicherung zentralen Bestimmungen sollen künftig im Gesetz und 

der Verordnung geregelt werden. Das geltende Finanzierungsverfahren der obliga-

torischen Unfallversicherung ist zwar jenem der obligatorischen Unfallversiche-

rung in der Schweiz nachgebildet. Es enthält aber mit der Einrichtung von zweck-

gebundenen Fonds (Katastrophen-Fonds, Tarifausgleichs-Fonds, Teuerungsaus-

gleichs-Fonds) und der Festlegung der Prämien für die Dauer von drei Jahren spe-

zielle Regelungen. Die Überprüfung der obligatorischen Unfallversicherung hat 

nun ergeben, dass die grossen Prämienschwankungen in der Abfolge der 3-

jährigen Tarifperioden gerade auf diese speziellen Regelungen zurückzuführen 

sind.  

Die vorgeschlagenen Bestimmungen zum Finanzierungsverfahren entsprechen 

grundsätzlich jenen des schweizerischen Unfallversicherungsgesetzes. Der Katast-

rophenfonds und der Tarifausgleichsfonds werden aufgehoben. Der Teuerungs-

ausgleichsfonds soll aber beibehalten werden. In der Schweiz ist der Tarifaus-

gleichsfonds zwar gesetzlich nicht vorgeschrieben, die Versicherer führen aber 

einen gemeinsamen Tarifausgleichsfonds auf vertraglicher Basis. Dieser Fonds 

macht Sinn, weil damit gerechnet werden muss, dass mit den heutigen Zinssätzen 

auf den Kapitalmärkten und der Entwicklung der Aktienkurse die Zinsüberschüsse 

in Zukunft nicht mehr ausreichen, um die Teuerungszulagen vollständig zu finan-

zieren. Ein Teil der Teuerungszulagen müsste deshalb in Zukunft durch die Prä-

mien der aktiven Versicherten finanziert werden. Die SUVA, welche in der 

Schweiz am Tarifausgleichsfonds nicht beteiligt ist, sah sich gezwungen, im Jahr 

2004 einen Prämienzuschlag zur Finanzierung der Teuerungszulagen einzuführen. 

Der Teuerungsausgleichsfonds, in welchen auch die vorhandenen Mittel des Ka-

tastrophen- und des Tarifausgleichsfonds fliessen sollen, wird also dazu dienen, 
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solche Prämienerhöhungen in den nächsten Jahren möglichst zu verhindern, sicher 

aber abzuschwächen.  

Die Versicherer haben die Prämien weiterhin auf der Grundlage eines einheitli-

chen, von der Regierung erlassenen Prämientarifs festzulegen. Auf die Festlegung 

einer fixen Tarifperiode von drei Jahren wird aber verzichtet. Diese Regelung war 

in der Vergangenheit neben den starren Vorgaben für die Fondsbestände mitver-

antwortlich für die grossen Prämienschwankungen. 

Durch die Teilrevision werden die wesentlichen Bestimmungen des Durch-

führungsvertrages in das Gesetz bzw. in die noch auszuarbeitende Verordnung 

aufgenommen, sodass der Durchführungsvertrag von der Regierung unter Ein-

haltung der im Vertrag vorgesehenen Kündigungsfrist Ende dieses Jahres unter der 

Bedingung, dass die Teilrevision per 1.1.2007 tatsächlich in Kraft tritt, auf den 

1.1.2007 aufgekündigt werden wird.  

3. GRÜNDE FÜR EINE TEILREVISION

 

Die Teilrevision soll der Umsetzung der von der Arbeitsgruppe festgestellten Män-

gel im System der obligatorischen Unfallversicherung, der Anpassung an das 

schweizerische Unfallversicherungsgesetz, der Abstimmung mit dem liechtenstei-

nische Versicherungsaufsichtsgesetz und dem Gesetz über die Krankenversiche-

rung dienen. Damit wird den Interessen aller Beteiligten Rechnung getragen. Im 

Wesentlichen kann dabei das geltende System, das sich über Jahre in der Praxis als 

erfolgreiches System bewiesen hat, beibehalten werden. 
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4. ERLÄUTERUNGEN ZUR VERNEHMLASSUNGSVORLAGE

 

4.1  Abänderung bisherigen Rechts 

Art. 13 Abs. 1 

Es wird der Wortlaut von Art. 13 Abs. 1 des schweizerischen Unfallversiche-

rungsgesetz (UVG/CH) übernommen. Die Übernahme von Suchkosten neben den 

Rettungskosten entfällt. 

Art. 16 Abs. 3 (neu) 

Es werden die  Koordinationsbestimmung mit dem Taggeld der Invalidenversiche-

rung aus Art. 16 Abs. 3 UVG/CH übernommen. Bisher gab es mangels einer kla-

ren Regelung immer wieder Fragen zur Abgrenzung der Leistungspflicht mit der 

Invalidenversicherung. 

Art. 18 

Die Bestimmung in Absatz 1 entspricht der Formulierung von Art. 18 Abs. 1 

UVG/CH und regelt den Anspruch einer Invalidenrente. 

Hierbei wird der Begriff der Invalidität übernommen, wie er in der Schweiz für 

alle Sozialversicherungen3 gilt. Damit wird das heute zwar im Gesetz über die ob-

ligatorische Unfallversicherung, nicht aber im Gesetz über die In-

validenversicherung enthaltene Kriterium gestrichen, wonach eine volle Invalidität 

angenommen wird, wenn sich eine Vermittlung durch die staatliche Arbeitsver-

mittlung für eine zumutbare Tätigkeit als unmöglich erweist. Die bisherige Praxis 

der Invalidenversicherung in Liechtenstein entspricht indessen bereits heute dem 

Invaliditätsbegriff in der Schweiz. Es handelt sich also auch um eine Koordination 

                                                

 

3 Art. 16 des Gesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
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des Invaliditätsbegriffs in der Unfallversicherung mit der Praxis der Invalidenver-

sicherung. 

Für die Bestimmung des Invaliditätsgrades ergibt sich keine Änderung des bishe-

rigen Rechts; es wird das nach Eintritt der Invalidität nicht erzielbare Einkommen 

in Beziehung gesetzt zu einer zumutbaren Tätigkeit bei ausgeglichener Arbeits-

marktlage. Die Regierung kann mit Verordnung die Bestimmung des Invaliditäts-

grades näher regeln (Abs. 3). 

Art. 22 Abs. 1 

Die Bestimmung ist an die in der Zwischenzeit erfolgte Änderung des ordentlichen 

Rentenalters der AHV anzupassen. Damit bei künftigen Änderungen des Renten-

alters in der AHV nicht wieder eine Anpassung nötig wird, soll auf das jeweils 

geltende Rentenalter der AHV verwiesen werden. 

Art. 24 Abs. 1 

Es wird der Wortlaut von Art. 24 Abs. 1 UVG/CH übernommen. Damit besteht 

neu auch bei einer Schädigung der psychischen Integrität Anspruch auf eine Integ-

ritätsentschädigung. 

Art. 34 Abs. 2 und 3 (neu) 

Die Anpassung der Renten an die Teuerung soll im gleichen Zeitpunkt erfolgen 

wie die Anpassung der Renten in der AHV. Abs. 2 entspricht damit der Formulie-

rung von Art. 34 Abs. 1 UVG/CH. 

Für die Teuerungszulagen in der freiwilligen Versicherung wird die Einführung 

von Prämienzuschlägen zur Finanzierung der Teuerungszulagen in der Praxis nicht 

möglich sein. Der Bestand an Versicherten in der freiwilligen Versicherung ist so 

gering, dass die Finanzierung der gesetzlichen Teuerungszulagen in diesem Versi-

cherungszweig längerfristig kaum gesichert werden kann. Die Prämienzuschläge 

wären allenfalls so hoch, dass keine freiwilligen Versicherungen mehr abgeschlos-
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sen werden und demzufolge auch keine Fondsäufnung durch Prämienzuschläge 

mehr stattfindet. Es muss deshalb auch hier die in der Schweiz geltende Regelung 

übernommen werden (Art. 140 UVV/CH). Teuerungszulagen in der freiwilligen 

Versicherung können nur gewährt werden, wenn sie durch die Zinsüberschüsse 

finanziert sind. 

Art. 35 Abs. 1 

In der Vergangenheit gab es in der Praxis Unsicherheiten, ob beim Vergleich mit 

der Hälfte des Höchstbetrages des versicherten Tagesverdienstes die Teuerungs-

zulage zu berücksichtigen ist oder nicht. Das soll hier im Sinne der Berücksichti-

gung der Teuerungszulage präzisiert werden. 

Art. 37 Abs. 2 

Es wird die inzwischen geänderte Bestimmung von Art. 37 Abs. 2 UVG/CH über-

nommen. Eine Kürzung wegen Grobfahrlässigkeit ist nur noch für das Taggeld der 

Nichtberufsunfallversicherung möglich und zwar nur während der ersten zwei Jah-

re. Eine Kürzung der Rente ist nicht mehr möglich.  

Art. 49 Abs. 1 

Die bisherige Formulierung, wonach das Taggeld in der Regel in den gleichen 

Zeitabständen wie der Lohn ausbezahlt wird, hat immer wieder zu Auseinanderset-

zungen geführt. Es soll nun eine eindeutige Regelung geschaffen werden. Das 

Taggeld ist immer monatlich auszuzahlen.  

Art. 54a (neu) 

Die Leistungserbringer sollen sich auch im Rahmen der Unfallversicherung nicht 

nur an das Gebot der Wirtschaftlichkeit der Behandlung (Art. 54) halten, sondern 

auch die Anforderungen der Qualitätssicherung beachten. Aus diesem Grund wird 

hier der bei der Revision des Krankenversicherungsgesetzes vom 15. September 

1999 erlassene Art. 19a KVG übernommen. Ein Abschluss von speziellen Verträ-
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gen zwischen den Versicherern des Unfallversicherungsgesetzes und den Leis-

tungserbringern wird in der Praxis nicht nötig sein. Die Versicherer können sich 

den Verträgen zwischen dem Kassenverband und den Leistungserbringern an-

schliessen. 

Art. 57  

Es handelt sich um eine Anpassung an das inzwischen erlassene Versicherungs-

aufsichtsgesetz vom 6.12.19954 (VersAG). Damit soll nun ausdrücklich festgehal-

ten werden, dass nur Versicherungsunternehmen für die obligatorische Unfallver-

sicherung zugelassen werden können, welche bereits eine Bewilligung nach dem 

VersAG besitzen. Art. 9 VersAG geht bereits davon aus. 

Der Durchführungsvertrag zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und den Ver-

sicherern soll aufgrund der Revision des Gesetzes aufgekündigt werden (vgl. 

Kommentar zu Art. 78). Trotzdem sollen aber bestimmte Fragen zur Durchführung 

der Versicherung zwischen den Versicherern vereinbart werden, beispielsweise die 

gemeinsame Führung von Statistiken oder die gemeinsame Ausarbeitung von An-

trägen auf Änderungen der Prämientarife oder die Bestimmung einer geschäftsfüh-

renden Gesellschaft.  

Art. 58 

Absatz 1 nennt die Voraussetzungen für die Erteilung der Bewilligung. Die Durch-

führung der obligatorischen Unfallversicherung bedarf einer speziellen Bewilli-

gung der Regierung. Ist ein Versicherer bereit, die obligatorische Unfallversiche-

rung nach den gesetzlichen Vorschriften durchzuführen und dem Vertrag zwischen 

den Versicherern (Art. 57 Abs. 2) beizutreten, besteht ein Anspruch auf Erteilung 

der Bewilligung. Der bisherige Abs. 2 kann gestrichen werden. Die Bedürfnisklau-

sel (lit.a) sowie das Erfordernis der Vollmacht an einen liechtensteinischen Staats-

                                                

 

4 LGBl. 1996 Nr. 23 
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bürger (lit. c) sind nicht EWR-konform. Das Erfordernis einer Kaution ist durch 

die Auflagen und die Aufsicht nach dem VersAG abgedeckt. 

Absatz 2 bis 5 präzisieren nun die Voraussetzungen und das Verfahren für den 

Entzug der Bewilligung und bei einem freiwilligen Verzicht auf die Durchführung 

der obligatorischen Unfallversicherung. Dass die Bewilligung zu entziehen ist, 

wenn der Versicherer die gesetzlichen Voraussetzungen nicht mehr erfüllt, ver-

steht sich von selbst.  

Sowohl beim Entzug der Bewilligung wie beim freiwilligen Verzicht eines Versi-

cherers muss der Versicherer die gesetzlichen Leistungen für bereits eingetretene 

Schadensfälle aber weiterhin erbringen. Nach den Finanzierungsvorschriften hat er 

dafür bei Eintritt eines Unfalles auch die entsprechenden Rückstellungen gebildet 

(vgl. Art. 78). Will sich ein Versicherer vollständig aus der Tätigkeit in Liechten-

stein zurückziehen, muss er mit einem anderen Versicherer einen Vertag ab-

schliessen, durch den sowohl die Verpflichtungen wie die entsprechenden Rück-

stellungen auf den anderen Versicherer übertragen werden.  

Art. 61 

Nach dem geltenden Recht kann ein Versicherer bei Prämienverzug eines Arbeit-

gebers den Versicherungsvertrag auflösen, wenn er vorgängig das Amt für Volks-

wirtschaft über die erfolgte Mahnung informiert hat. Diese Regelung ist in ihren 

praktischen Auswirkungen unbefriedigend. Solange nämlich ein Betrieb Arbeit-

nehmer beschäftigt, müssen diese Arbeitnehmer versichert werden. Notfalls kann 

das Amt für Volkswirtschaft einen Betrieb, der dieser Verpflichtung nicht nach-

kommt, einem Versicherer zuweisen. Es könnte also den Betrieb nach Auflösung 

des Versicherungsverhältnisses gestützt auf Art. 60 wieder dem bisherigen Versi-

cherer zuweisen, wenn keine Versicherung mit einem anderen Versicherer zu-

stande kommt.  
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Aus diesem Grund soll der bisherige Versicherer durch eine Änderung von Absatz 

2 verpflichtet werden, das Versicherungsverhältnis auch bei einem Verzug in der 

Prämienzahlung aufrecht zu erhalten. Damit muss sich auch Absatz 1 nicht mehr 

auf das Fehlen des Versicherungsschutzes beziehen (dieser Fall ist bereits in Art. 

60 geregelt), sondern lediglich darauf, dass ein Arbeitnehmer nach Mahnung des 

Versicherers mit der Prämienzahlung in Verzug gerät. Die Regierung soll deshalb 

ein Verbot zur Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern aussprechen können, 

wenn und solange die Prämien auch nach einer vom Amt für Volkswirtschaft ge-

setzten Nachfrist nicht bezahlt werden. 

Art. 62 

Die Bestimmung bleibt inhaltlich unverändert. Sie wird lediglich an die neue Aus-

drucksweise von Art. 57 und 58 angepasst. 

Art. 78 

Heute wird das Finanzierungsverfahren im Durchführungsvertrag geregelt. Neu 

soll es nun in seinen Grundsätzen im Gesetz selber geregelt werden. Inhaltlich 

werden die Bestimmungen von Art. 90 UVG/CH übernommen. Damit ändert sich 

materiell im Vergleich zur heute geltenden Regelung wenig, weil bereits der 

Durchführungsvertrag die Finanzierungsgrundsätze des Unfallversicherungsgeset-

zes der Schweiz weitgehend übernommen hat. Die Verpflichtung der Versicherer, 

für bereits eingetretene Unfälle die nötigen Rückstellungen vorzunehmen, macht 

das Ausgabenumlagenverfahren versicherungstechnisch an sich zu einem Bedarfs-

deckungsverfahren. 

Aufgehoben werden Regelungen, durch welche sich heute das Finanzierungsver-

fahren nach dem Durchführungsvertrag von jenem in der Schweiz unterscheidet 

(Aufhebung des Katastrophenfonds und des Tarifausgleichsfonds). Der bisherige 

Teuerungsausgleichsfonds soll aber für alle Versicherungszweige erhalten bleiben. 

Er wird deshalb in Absatz 3 ausdrücklich erwähnt, womit auch klar ist, dass sich 
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sämtliche Versicherer mit einer Bewilligung zur Durchführung der obligatorischen 

Unfallversicherung an diesen Fonds beteiligen müssen. 

Art. 80 

Die Artikel 80 und 80a ersetzen den bisherigen Art. 80 des Gesetzes. Der neue Art. 

80 handelt von der Festlegung des Prämientarifs durch die Regierung; Art. 80a 

handelt von der Anwendung des Prämientarifs durch die Versicherer. Inhaltlich 

entsprechen die Bestimmungen weitgehend dem geltenden Recht. 

Die wichtigste Änderung in Art. 80 besteht darin, dass der Prämientarif nicht mehr 

wie bisher zum vorneherein für drei Jahre festgelegt wird. Neu soll er für eine un-

bestimmte Dauer gelten. Es bleibt den Versicherern überlassen, dann einen Antrag 

auf Änderung des Tarifs zu stellen, wenn sie dies als nötig erachten. Dies ent-

spricht ebenfalls der Regelung in der Schweiz. Der Termin für einen Antrag zur 

Tarifanpassung entspricht der heutigen Regelung im Durchführungsvertrag. Wie 

bisher muss die Regierung vor der Festlegung des Tarifs die interessierten Wirt-

schaftsverbände (Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen) anhören, gleich-

zeitig soll aber die bestehende Kommission eine ausdrücklich gesetzliche Grund-

lage erhalten (vgl. Abs. 4). Die Regierung legt den Prämientarif fest. Sie kann also 

vom Antrag der Versicherer abweichen. Mit Rücksicht auf eine reibungslose Um-

setzung des neuen Prämientarifs muss die Regierung ihren Entscheid spätestens 5 

Monate vor dem Inkrafttreten der Prämienanpassung treffen. 

Absatz 2 nennt die einzelnen Elemente, aus welchen sich die Prämie zusammen-

setzt. Ausgehend von der Risikoprämie im engeren Sinn (Nettoprämie) werden die 

nach ihren Zwecken definierten Prämienzuschläge erwähnt. Neu ist der Zuschlag 

für Kosten zur Berücksichtigung von Änderungen der Rechnungsgrundlagen. Dies 

betrifft insbesondere die Erhöhung von Rückstellungen von Rentenkapitalien we-

gen einer höheren Lebenserwartung. Diese zusätzlichen Kosten fliessen heute in 

die allgemeine Risikoprämie (Nettoprämie) ein. Ein besonderer Prämienzuschlag 

führt also zu mehr Transparenz in der Prämienberechnung. 
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Absatz 3 präzisiert, dass die Zuschläge immer auf die Nettoprämie bezogen sind. 

Der Zuschlag für die Verwaltungskosten wird durch die Regierung nicht fix fest-

gelegt. Hier soll zwischen den Versicherern der Wettbewerb spielen. Inhaltlich 

entspricht diese Bestimmung dem Durchführungsvertrag. In der Schweiz wird nur 

ein Höchstsatz festgelegt. Ein Mindestsatz wirkt sich für Kleinbetriebe positiv aus. 

Ein Versicherer könnte sonst versuchen, seine Tätigkeit auf Grossbetriebe zu be-

schränken und diesen einen sehr tiefen Prämienzuschlag für Verwaltungskosten zu 

offerieren. Damit würden umgekehrt die Prämienzuschläge der übrigen Betriebe 

automatisch ansteigen. 

Absatz 4 enthält die heute fehlende gesetzliche Grundlage zur Bildung einer Kom-

mission im Bereich der obligatorischen Unfallversicherung. 

Art. 80a (neu) 

Absatz 1 hält fest, dass die von der Regierung festgelegten Prämientarife für alle 

Versicherer verbindlich sind. Dies entspricht der geltenden Regelung von Art. 80 

Abs. 9. 

Absatz 2 entspricht dem geltenden Art. 80 Abs. 2. Er hält den Grundsatz fest, dass 

Betriebe der gleichen Art oder mit gleichen Betriebsverhältnissen derselben Ge-

fahrenklasse zugeteilt werden. 

Absatz 3 entspricht dem geltenden Art. 80 Abs. 8, wobei noch ergänzt wird, dass 

auch für die Prämien der Nichtberufsunfallversicherung neben Gefahrenklassen 

auch noch Gefahrenstufen eingeführt werden können. Ob dafür eine praktische 

Notwendigkeit besteht, muss noch abgeklärt werden. 

Absatz 4 entspricht dem geltenden Art. 80 Abs. 4 und 5. Dabei wird präzisiert, 

dass bei Änderung der Betriebsart oder der spezifischen Betriebsverhältnisse eine 

neue Einteilung in Gefahrenklassen und Gefahrenstufen vorgenommen wird.  
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Absatz 5 entspricht dem geltenden Art. 80 Abs. 6. Auch hier wird präzisiert, dass 

eine Einteilung in die Gefahrenstufen, im Gegensatz zur Einteilung in Gefahren-

klassen gemäss Abs. 4, gestützt auf die Risikoerfahrung vorgenommen wird. Es 

handelt sich also um eine Abstufung der Prämien zwischen den einzeln Betrieben 

innerhalb einer Gefahrenklasse. Diese erfolgt gestützt auf den individuellen Risi-

koverlauf beim einzelnen Betrieb. 

Absatz 6 entspricht dem heutigen Art. 80 Abs. 3, wobei allerdings nicht mehr eine 

gegenteilige Regelung im Durchführungsvertrag vorbehalten wird. 

In Absatz 7 wird der bisherige Verweis auf die Vereinbarung zwischen Regierung 

und Versicherer (Art. 80 Abs. 10) ersetzt durch eine Verordnungskompetenz der 

Regierung. In Ergänzung zum bisherigen Inhalt der Vereinbarung soll die Verord-

nung der Regierung auch Bestimmungen über Einzelheiten zur Begründung einer 

Tarifanpassung erlassen können. Gedacht wird hier insbesondere an Erklärungen 

zum Genügen bzw. Ungenügen der Deckungskapitalien, der Schadenrückstellun-

gen und weiterer technischer Rückstellungen sowie zur Lage der Teuerungsfinan-

zierung. Damit wird der bereits von der Arbeitsgruppe festgestellte Mangel in der 

Berichterstattung über die Deckungskapitalien behoben (vgl. vorne Ziff. 1.3). 

Art. 89a und 89b (neu) 

Die beiden Bestimmungen entsprechen den Art. 26a und 26b Krankenversiche-

rungsgesetz, die auf Anregung des Datenschutzbeauftragten mit der Revision vom 

29. Oktober 2003 in das Krankenversicherungsgesetz5 eingefügt worden sind. Sie 

sind nun auch in das Unfallversicherungsgesetz aufzunehmen. 

                                                

 

5 LGBl. 2003 Nr. 241 
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4.2 Übergangsbestimmungen 

Die Versicherer, welche bereits unter dem bisherigen Recht zur Durchführung der 

obligatorischen Unfallversicherung zugelassen sind, bedürfen keiner neuen Ge-

nehmigung der Regierung nach dem geänderten Art. 58 Abs. 1. Damit wird aus-

drücklich sichergestellt, dass für die Versicherten keine Lücke im Versicherungs-

schutz entsteht. Sollte ein Versicherer nicht bereit sein, dem von der Regierung 

gestützt auf Art. 57 Abs. 2 allenfalls in der Verordnung vorgesehenen Zusammen-

arbeitsvertrag zwischen den Versicherern beizutreten, müsste die Regierung die 

Bewilligung zur Durchführung der Versicherung entziehen. Diese würde aber 

dann erst auf einen von der Regierung festgelegten Zeitpunkt wirksam, der nach 

dem Inkrafttreten des Gesetzes liegt.   

4.3 Inkrafttreten 

Als Termin für das Inkrafttreten der Vernehmlassungsvorlage ist der 1. Januar 

2007 vorgesehen, weil mit 31. Dezember 2006 auch die derzeitige Tarifperiode 

abläuft. 
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II. VERNEHMLASSUNGSVORLAGE

 

Gesetz 

vom ...... 

über die Abänderung des Gesetzes über die obligatorische 

Unfallversicherung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 28. November 1989 über die obligatorische Unfallversiche-

rung, LGBl. 1990 Nr. 46, wird wie folgt abgeändert:6 

                                                

 

6 Der Entwurf ist wie folgt zu lesen: Werden bei einem Artikel auch noch Absätze angegeben, werden nur die 
erwähnten Absätze geändert. Wird der Titel eines Artikels ohne Absätze angegeben, tritt der so formulierte 
Artikel an die Stelle des bisherigen Artikels im Gesetz. Artikel und Absätze, welche es im bisherigen Gesetz 
noch nicht gibt, werden als solche mit dem Wort „neu“ gekennzeichnet. 
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Art. 13 Abs. 1 

1) Die notwendigen Reise-, Transport- und Rettungskosten werden vergütet. 

Art. 16 Abs. 3 (neu) 

3) Das Taggeld der Unfallversicherung wird nicht gewährt, solange An-

spruch auf ein Taggeld der Invalidenversicherung besteht. 

Art. 18 

Anspruch 

1) Ist der Versicherte infolge des Unfalles zu mindestens 10 Prozent invalid, 

so hat er Anspruch auf eine Invalidenrente. 

2) Als invalid gilt, wer voraussichtlich bleibend oder für längere Zeit in sei-

ner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt ist. Für die Bestimmung des Invaliditätsgrades 

wird das Erwerbseinkommen, das der Versicherte nach Eintritt der Invalidität und 

nach Durchführung der medizinischen Behandlung und allfälliger Eingliede-

rungsmassnahmen durch eine ihm zumutbare Tätigkeit bei ausgeglichener Ar-

beitsmarktlage erzielen könnte, in Beziehung gesetzt zum Erwerbseinkommen, das 

er erzielen könnte, wenn er nicht invalid geworden wäre. 

3) Die Regierung kann durch Verordnung die Bestimmung des Invaliditäts-

grades näher regeln. 



30  

Art. 22 Abs. 1 

1) Ändert sich der Invaliditätsgrad des Rentenbezügers erheblich, so wird die 

Rente für die Zukunft entsprechend erhöht, herabgesetzt oder aufgehoben. Nach 

dem Monat, in welchem ein Rentenbezüger das ordentliche Rentenalter der AHV 

vollendet hat, kann die Rente nicht mehr revidiert werden. 

Art. 24 Abs. 1 

1) Erleidet der Versicherte durch den Unfall eine dauernde erhebliche Schä-

digung der körperlichen, geistigen oder psychischen Integrität, so hat er Anspruch 

auf eine angemessene Integritätsentschädigung 

Art. 34 Abs. 2 und 3 (neu) 

2) Die Regierung setzt durch Verordnung die Zulagen aufgrund des Lands-

index der Konsumentenpreise fest. Die Renten werden auf den gleichen Zeitpunkt 

wie die Renten der Alters- und Hinterlassenenversicherung der Teuerung ange-

passt. 

3) In der freiwilligen Versicherung werden Teuerungszulagen nur soweit 

gewährt, als sie durch Zinsüberschüsse gedeckt sind. 

Art. 35 Abs. 1 

1) Der Versicherer kann eine Invaliden- oder Hinterlassenenrente jederzeit 

nach ihrem Barwert auskaufen, wenn der Monatsbetrag unter Einschluss der Teue-

rungszulagen geringer ist als die Hälfte des Höchstbetrages des versicherten Ta-

gesverdienstes. Bei Hinterlassenenrenten wird der Gesamtbetrag aller Renten be-
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rücksichtigt. In den übrigen Fällen ist der Auskauf nur mit dem Einverständnis und 

im offenkundigen langfristigen Interesse des Rentenberechtigten zulässig. Das 

Amt für Volkswirtschaft überprüft das Vorliegen der entsprechenden Vorausset-

zungen.

 

Art. 37 Abs. 2  

2) Hat der Versicherte den Unfall grobfährlässig herbeigeführt, so werden in 

der Versicherung der Nichtberufsunfälle die Taggelder, die während der ersten 

zwei Jahre nach dem Unfall ausgerichtet werden, gekürzt. Die Kürzung beträgt 

jedoch höchstens die Hälfte der Leistungen, wenn der Versicherte im Zeitpunkt 

des Unfalles für Angehörige zu sorgen hat, denen bei seinem Tod Hinterlassenen-

renten zustehen würden. 

Art. 49 Abs. 1 

1) Das Taggeld wird monatlich ausbezahlt; die Versicherer können die Aus-

zahlung dem Arbeitgeber übertragen. 

Art. 54a (neu) 

Qualitätssicherung 

1) Die Leistungserbringer vereinbaren mit den Versicherern Massnahmen 

zur Sicherung der Qualität und des zweckmässigen Einsatzes der Leistungen sowie 

über den Informationsaustausch zwischen Versicherern und Leistungserbringern. 

Die Vereinbarungen bedürfen der Genehmigung der Regierung.  
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2) Kommen die Vereinbarungen nicht zustande, erlässt die Regierung die 

nötigen Bestimmungen zur Sicherung der Qualität und des zweckmässigen Einsat-

zes der Leistungen sowie über den Informationsaustausch zwischen Versicherern 

und Leistungserbringern. 

Art. 57 

Versicherungsunternehmungen 

1) Die obligatorische Unfallversicherung wird von Versicherungsunterneh-

men durchgeführt, welche gestützt auf das Versicherungsaufsichtsgesetz vom 6. 

Dezember 1995 in Liechtenstein als Unfallversicherer tätig sind und welchen die 

Regierung eine zusätzliche Bewilligung zur Durchführung der obligatorischen 

Unfallversicherung erteilt hat (Versicherer). 

2) Die Regierung kann durch Verordnung vorsehen, dass die Versicherer be-

stimmte Bereiche in der Durchführung der Versicherung gemeinsam durch Vertrag 

regeln. 

Art. 58 

Bewilligung 

1) Die Regierung erteilt die Bewilligung zur Durchführung der obligatori-

schen Unfallversicherung, wenn der Versicherer sich bereit erklärt, die Unfallver-

sicherung nach der Gesetzgebung über die obligatorische Unfallversicherung 

durchzuführen und dem Vertrag zwischen den Versicherern nach Art. 57 Abs. 2 

beizutreten. 
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2) Die Regierung entzieht einem Versicherer die Bewilligung zur Durchfüh-

rung der obligatorischen Unfallversicherung, wenn dieser die gesetzlichen Voraus-

setzungen nicht mehr erfüllt.  

3) Sie entlässt einen Versicherer aus der Pflicht zur Durchführung der obli-

gatorischen Unfallversicherung, wenn dieser darum ersucht.  

4) Der Versicherer bleibt auch nach dem Entzug der Bewilligung oder der 

Entlassung aus der Pflicht zur Durchführung der obligatorischen Unfallversiche-

rung verpflichtet, die gesetzlichen Leistungen für bereits eingetretene Schadenfälle 

weiterhin auszurichten und er hat alle daraus folgenden Verpflichtungen, insbe-

sondere mit Bezug auf die Mitwirkung an den Fonds, die Rechnungslegung und 

die Statistik, weiterhin zu erfüllen.  

5) Vorbehalten bleiben Vereinbarungen, mit welchen andere Versicherer die 

Verpflichtungen des bisherigen Versicherers aus bereits eingetretenen Schadenfäl-

len übernehmen.  

Art. 61 

Prämienverzug 

1) Die Versicherer sind verpflichtet, dem Amt für Volkswirtschaft bei Mah-

nungen zur Zahlung der Prämie eine Abschrift des ersten Mahnschreibens zuzu-

senden. Wird die Prämie innert einer vom Amt für Volkswirtschaft angesetzten 

Frist nicht bezahlt, kann die Weiterbeschäftigung der Arbeitnehmer bis zum 

Nachweis, dass die Prämie vollständig bezahlt ist, von der Regierung mit soforti-

ger Wirkung untersagt werden. 

2) Während des Bestandes der Versicherungspflicht dürfen die Versiche-

rungsunternehmungen die Versicherungsverträge nicht aufheben. 
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Art. 62 

Wahl des Versicherers 

Der Arbeitgeber kann unter den Versicherern, welche die obligatorische Un-

fallversicherung durchführen, frei wählen. 

Art. 78 

Finanzierungsverfahren 

1) Die Versicherer wenden zur Finanzierung der Taggelder, der Kosten für 

die Heilbehandlung und der übrigen kurzfristigen Versicherungsleistungen das 

Ausgabenumlageverfahren an. Zur Deckung aller Ausgaben aus bereits eingetrete-

nen Unfällen sind die nötigen Rückstellungen vorzunehmen. 

2) Die Versicherer wenden zur Finanzierung der Invaliden- und Hinterlasse-

nenrenten das Rentenwertumlageverfahren an. Das Deckungskapital muss für die 

Deckung aller Rentenansprüche aus bereits eingetretenen Unfällen ausreichen. 

3) Die Teuerungszulagen werden aus den Zinsüberschüssen und, soweit die-

se nicht ausreichen, nach dem Ausgabenumlageverfahren finanziert. Die Versi-

cherer bilden für die Finanzierung der Teuerungszulagen einen gemeinsamen 

Fonds.   

4) Zum Ausgleich von Schwankungen der Betriebsergebnisse sind Reserven 

zu bestellen.  

5) Die Regierung erlässt durch Verordnung nähere Bestimmungen zur ein-

heitlichen Finanzierung durch die Versicherer.  
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Art. 80 

Festlegung des Prämientarifs 

1) Die Regierung legt auf gemeinsamen Antrag der Versicherer je Versiche-

rungszweig einen Prämientarif fest. Die Versicherer müssen der Regierung ihre 

begründeten Anträge auf Änderungen des Prämientarifs spätestens 10 Monate vor 

dem beantragten Inkrafttreten des neuen Prämientarifs einreichen. Die Regierung 

hört vor der Festlegung der Prämientarife die von ihr eingesetzte Kommission an. 

Sie legt den neuen Prämientarif spätestens 5 Monate vor dessen Inkrafttreten fest. 

2) Die Prämien werden in Promillen des versicherten Verdienstes festgelegt. 

Sie bestehen aus einer dem Risiko entsprechenden Nettoprämie und aus Zuschlä-

gen für  

a) die Kosten der Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten,  

b) die Kosten zur Berücksichtigung von Änderungen der Rechnungsgrundlagen 

c) die nicht durch Zinsüberschüsse gedeckten Teuerungszulagen 

d) die Prämiensteuer 

f) die Verwaltungskosten 

3) Die Zuschläge werden immer auf die Nettoprämie bezogen. Für die Zu-

schläge für die Verwaltungskosten werden Mindest- und Höchstsätze festgelegt.  

4) Die Regierung setzt eine Kommission ein, die sie bei Fragen der Durch-

führung der obligatorischen Unfallversicherung berät. In der Kommission sind die 

an der Durchführung der Unfallversicherung interessierten Wirtschaftsverbände 

und Organisation der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer vertreten. 
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Art. 80a (neu) 

Anwendung des Prämientarifs 

1) Die von der Regierung festgelegten Prämientarife sind für die Versicherer 

verbindlich. 

2) Für die Bemessung der Prämien in der Berufsunfallversicherung werden 

die Betriebe nach ihrer Art und ihren Verhältnissen in Klassen des Prämientarifs 

und innerhalb dieser in Stufen eingereiht; dabei werden insbesondere Unfallgefahr 

und Stand der Unfallverhütung berücksichtigt. Die Arbeitnehmer eines Betriebes 

können nach einzelnen Gruppen verschiedenen Klassen und Stufen zugeteilt wer-

den. 

3) Für die Bemessung der Prämien in der Nichtberufsunfallversicherung 

kann der entsprechende Prämienbedarf nach Gefahrenklassen und innerhalb dieser 

nach Stufen differenziert werden. 

4) Änderungen in der Betriebsart und in den Betriebsverhältnissen sind dem 

zuständigen Versicherer innert 14 Tagen anzuzeigen. Ist eine für die Einteilung 

erhebliche Änderung in der Betriebsart oder in den spezifischen Betriebsverhält-

nissen eingetreten, so hat der Versicherer mit Wirkung ab dem Änderungszeit-

punkt eine Neueinteilung in Gefahrenklassen und Gefahrenstufen vorzunehmen. 

5) Der Versicherer kann jeweils auf den Beginn des Rechnungsjahres eine 

Neueinteilung in Gefahrenstufen vornehmen, wenn sich diese aufgrund einer 

schlechteren Risikoerfahrung aufdrängt. 

6) Bei Zuwiderhandlung gegen Vorschriften über die Verhütung von Unfäl-

len und Berufskrankheiten können die Betriebe jederzeit und auch rückwirkend in 

eine höhere Gefahrenstufe versetzt werden. 
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7) Die Regierung erlässt durch Verordnung nähere Bestimmungen zur Fest-

legung der Prämientarife, insbesondere über die Tarifstruktur der Nettoprämie, 

über das Verfahren bei der Tariffestsetzung, über die Bemessung des Prämienbe-

darfs und über die Begründungen und Erläuterungen für einen Antrag auf Tarifän-

derung. 

Art. 89a 

Bearbeiten von Personendaten 

Die mit der Durchführung sowie der Kontrolle oder der Beaufsichtigung der 

Durchführung dieses Gesetzes betrauten Organe sind befugt, die Personendaten, 

einschliesslich besonders schützenswerter Daten und Persönlichkeitsprofile, zu 

bearbeiten oder bearbeiten zu lassen, die sie benötigen, um die nach diesem Gesetz 

übertragenen Aufgaben zu erfüllen, namentlich um:  

a) für die Einhaltung der Versicherungspflicht zu sorgen; 

b) die Beiträge der Versicherten zu berechnen und zu erheben; 

c) Leistungsansprüche zu beurteilen sowie Leistungen zu berechnen, zu gewäh-

ren und mit Leistungen anderer Sozialversicherungen zu koordinieren;  

d) den Anspruch auf Beiträge des Staates zu beurteilen, zu berechnen und zu 

gewähren;  

e) ein Rückgriffsrecht gegenüber einem haftpflichtigen Dritten geltend zu ma-

chen;  

f) für die Durchführung und die Einhaltung der Wirtschaftlichkeit der Behand-

lung und der Massnahmen zur Qualitätssicherung zu sorgen sowie die Kos-

tenziele festzulegen und zu überprüfen;  

g) die Aufsicht über die Durchführung dieses Gesetzes auszuüben;  

h) Statistiken zu führen. 
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Art. 89b 

Datenbekanntgabe 

Sofern kein überwiegendes Privatinteresse entgegensteht, dürfen Organe, die 

mit der Durchführung sowie der Kontrolle oder der Beaufsichtigung der Durchfüh-

rung dieses Gesetzes betraut sind, Daten bekannt geben:  

a) anderen mit der Durchführung dieses Gesetzes sowie der Kontrolle oder der 

Beaufsichtigung der Durchführung dieses Gesetzes betrauten Organe, wenn 

die Daten für die Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz übertragenen Auf-

gaben erforderlich sind;  

b) anderen Organen, wenn die Daten für die Erfüllung einer ihnen durch Gesetz 

übertragenen Aufgabe erforderlich sind 

II. 

Übergangsbestimmungen 

§ 1  

Versicherer, welche beim Inkrafttreten der Gesetzesänderung nach bisheri-

gem Recht zur Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung zugelassen 

sind, bleiben ohne Erteilung einer neuen Bewilligung der Regierung nach Art. 58 

Abs. 1 zugelassen. 
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III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.  


